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(Mr. 11186.) Staatsvertrag zwiſchen dem Königreiche Preußen und dem Großherzogtume 
Sachſen, betreffend die Durchführung der Grundſtückszuſammenlegungen 
und der damit verbundenen Ablöſungen im Großherzogtume Sachſen durch 
die Königlich Preußiſchen Auseinanderſetzungsbehörden. Vom 18. Juli 1908. 


Nachdem Seine Majeſtät der König von Preußen und Seine Königliche Hoheit 
der Großherzog von Sachſen übereingekommen ſind, eine Vereinbarung über die 
Durchführung der Grundſtückszuſammenlegungen und der damit verbundenen 
Ablöſungen im Großherzogtume Sachſen durch die Königlich Preußiſchen Aus 
einanderſetzungsbehörden zu ſchließen, haben die zu dieſem Zwecke beſtellten Kom⸗ 
miſſare, nämlich 
für das Königreich Preußen: 
der Geheime Oberregierungsrat Julius Peltzer, 
der Wirkliche Legationsrat Dr. Paul Eckardt und 
der Geheime Finanzrat Dr. Felix Buſch, 
für das Großherzogtum Sachſen: 
der Geheime Regierungsrat Dr. Johannes Schmid-Burgk, 
der Regierungsrat Richard Kühn und 
der Oberſteuerrat Otto Krippendorf, 
unter dem Vorbehalte der landesherrlichen Genehmigung nachſtehenden Staats⸗ 
vertrag abgeſchloſſen: 
Artikel 1. 
Die Durchführung der Grundſtückszuſammenlegungen und der damit ver⸗ 
bundenen Ablöſungen ſowie die Entſcheidung der dabei vorkommenden Streitig⸗ 
Geſetſammlung 1912. (Nr. 11186—11187.) 13 
Ausgegeben zu Berlin den 22. April 1912. 
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keiten über Rechtsanſprüche, die durch das Landesrecht des Großherzogtums 
Sachſen den Zuſammenlegungsbehörden zur Entſcheidung zugewieſen ſind oder 
noch zugewieſen werden, ſoll im Großherzogtume Sachſen künftig durch die für 
den preußiſchen Regierungsbezirk Erfurt berufene Generalkommiſſion, zur Zeit die 
Königliche Generalkommiſſion zu Merfeburg, und die von ihr zu beſtimmenden 
Spezialkommiſſionen ſowie durch das Königliche Oberlandeskulturgericht in Berlin 
erfolgen. 


Artikel 2. 


Den nach Artikel 1 zuſtändigen Königlich Preußiſchen Auseinanderſetzungs⸗ 
behörden werden dieſelben Befugniſſe beigelegt, welche den Großherzoglichen Zu⸗ 
ſammenlegungsbehörden in den Geſetzen des Großherzogtums, und zwar in dem 
Geſetz über die Ablöſung grundherrlicher und ſonſtiger Rechte vom 28. April 
1869 und in dem Geſetz über die Zuſammenlegung der Grundſtücke vom 
5. Mai 1869 nebſt Nachträgen, eingeräumt ſind, ſoweit nicht das zur Aus⸗ 
führung dieſes Vertrags für das Großherzogtum Sachſen zu erlaſſende Geſetz 
etwas anderes beſtimmen wird. 

In Anſehung der Aufficht und der Diſziplin gelten für die im Artikel 1 
bezeichneten Königlich Preußiſchen Behörden und deren Beamte ausschließlich die 
preußiſchen Geſetze und Verordnungen. 


Artikel 3. 


Die Königlich Preußiſchen Auseinanderſetzungsbehörden haben dem Groß⸗ 
herzoglichen Staatsminiſterium auf Verlangen über die Lage der einzelnen An⸗ 
gelegenheiten jederzeit Auskunft zu geben. 

Soweit durch die Grundſtückszuſammenlegungen und die mit ihnen ver⸗ 
bundenen Ablöſungen landespolizeiliche Intereſſen oder Intereſſen der Gemeinden 
betroffen werden, haben ſich die Königlich Preußiſchen Auseinanderſetzungsbehörden 
mit den zuſtändigen Großherzoglich Sächſiſchen Verwaltungsbehörden, erforder⸗ 
lichenfalls mit dem Großherzoglichen Staatsminiſterium, unmittelbar ins Ein⸗ 
vernehmen zu ſetzen. 

Weiſungen, die das Großherzogliche Staatsminiſterium zur Wahrung der 
vorbezeichneten Intereſſen für erforderlich erachtet, werden durch Vermittelung des 
Königlich Preußiſchen Miniſters für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten erteilt. 


Artikel 4. 


5 In den aus dem Großherzogtume Sachſen erwachſenden Zuſammenlegungs⸗ 
und Ablöfungsfachen, insbeſondere auch auf das Verfahren der Königlich 
Preußiſchen Behörden, finden, ſoweit durch dieſen Vertrag nichts anderes beſtimmt 
ift, die landesrechtlichen Vorſchriften des Großherzogtums Sachſen Anwendung. 
Die durch ein Rechtsmittel anfechtbaren oder letztinſtanzlich ergehenden Ent⸗ 
ſcheidungen der Königlich Preußiſchen Behörden werden unter der Formel erlaſſen: 
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In Gemäßheit des zwiſchen Seiner Majeftät dem Könige von 
Preußen und Seiner Königlichen Hoheit dem Großherzoge von Sachſen 
abgeſchloſſenen Staatsvertrags vom 18. Juli 1908. 


Artikel 5. 


Das Großherzogtum Sachſen gewährt für die dem Preußiſchen Staate 
aus der Erfüllung dieſes Vertrags entſtehenden Koſten eine einmalige Pauſch⸗ 
vergütung von 50 (fünfzig) Mark für jedes Hektar der in Bearbeitung ge⸗ 
nommenen Fläche. 8 

Die für jede Zuſammenlegungsſache zu zahlende Pauſchvergütung iſt, 
vorbehaltlich endgültiger Regelung nach Schluß des Verfahrens, vorſchußweiſe 
in gleichen, nach der vorausſichtlichen Dauer des Verfahrens bemeſſenen Jahres⸗ 
beträgen abzuführen. Die vorausſichtliche Dauer des Verfahrens wird bei deſſen 
Beginne von der nach Artikel 1 mit ſeiner Leitung betrauten Königlich Preußiſchen 
Generalkommiſſion angegeben. 
| In welchem Umfange die Beteiligten dieſe Pauſchvergütung der Groß⸗ 
herzoglichen Staatskaſſe zu erſetzen haben, wird durch das im Artikel 2 Abſ. 1 
bezeichnete Ausführungsgeſetz beſtimmt werden. 5 


Artikel 6. 


Durch den Pauſchſatz von 50 Mark (Artikel 5) gelten diejenigen Koſten 
als erſetzt, die nach § 2 des preußiſchen Geſetzes über das Koſtenweſen in Aus⸗ 
einanderſetzungsſachen vom 24. Juni 1875 (Preußiſche Geſetzzamml. S. 395) zu 
den allgemeinen Regulierungskoſten gehören, insbeſondere ſämtliche Auslagen der 
preußiſchen Behörden, darunter auch die Ausgaben für Zeugen und Sachver⸗ 
ſtändige mit Einſchluß der Abſchätzer (Boniteure). 

Andere bei der Durchführung des Verfahrens den preußiſchen Auseinander⸗ 
ſetzungsbehörden entſtehende Koſten ($$ 4, 5 des oben angeführten Geſetzes vom 
24. Juni 1875) ſind von den Beteiligten der preußiſchen Staatskaſſe zu erſtatten. 


Artikel 7. 

Auf die Berechnung der Entſchädigung der Sachverſtändigen und Zeugen 
ſowie auf die Berechnung derjenigen beſonderen Koſten, welche in einer Zuſammen⸗ 
legungsſache den Beteiligten zur Laſt fallen, finden die preußiſchen Vorſchriften 
über das Koſtenweſen in Auseinanderſetzungsſachen Anwendung. 

Die nach Artikel 1 zuſtändige Königlich Preußiſche Generalkommiſſion iſt 
befugt, die im Abſ. 1 bezeichneten, den Beteiligten zur Laſt fallenden beſonderen 
Koſten niederzuſchlagen, falls ſie nicht beizutreiben ſind. 

Die niedergeſchlagenen Koſten ſind, ſoweit ſie von Staatsangehörigen des 
Großherzogtums geſchuldet werden und in baren Auslagen beſtehen, von der 
Großherzoglichen Staatskaſſe der betreffenden preußiſchen Kaſſe zu erſtatten. 
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Artikel 8. 

Dieſer Vertrag ſoll ratifiziert werden; die Ratifikationsurkunden ſollen in 
Berlin ausgewechſelt werden. 

Der Austauſch der Ratifikationsurkunden foll erſt ftattfinden, nachdem für 
das Großherzogtum das im Artikel 2 bezeichnete Geſetz zur Ausführung dieſes 
Vertrags erlaſſen worden if. 

Der Entwurf dieſes Geſetzes iſt vor ſeiner Vorlage an den Landtag des 
Großherzogtums Sachſen mit der dieſerhalb vom Königlich Preußiſchen Miniſterium 
für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten beauftragten Generalkommiſſion zu 
Merſeburg in ſeinen Grundzügen zu vereinbaren. 


Artikel 9. 

Dieſer Vertrag tritt drei Monate nach Auswechſelung der Ratifikations⸗ 
urkunden in Kraft. Seine Kündigung iſt nicht vor dem Ablaufe von 15 Jahren 
zuläſſig. 

Die Kündigung foll auch vor dem Ablaufe der im Abſ. 1 beſtimmten 
Friſt zuläſſig ſein, wenn das in den Artikeln 2, 8 bezeichnete Ausführungsgeſetz 
eine Anderung erfährt, durch welche die Koſten der Ausführung dieſes Vertrags 
erhöht werden. : 

Sobald die Kündigung dieſes Vertrags erfolgt iſt, dürfen Anträge auf 
Grundſtückszuſammenlegung von den Königlich Preußiſchen Auseinanderſetzungs⸗ 
behörden nicht mehr angenommen werden. Die bereits anhängig gewordenen 
Grundſtückszuſammenlegungen nebft den mit ihnen verbundenen Ablöſungen find 
nach den Beſtimmungen dieſes Vertrags preußiſcherſeits zu Ende zu führen. 


Artikel 10. 

Falls eine Anderung der Organiſation oder der Zuſtändigkeit der Königlich 
Preußiſchen Auseinanderſetzungsbehörden oder im Koſtenweſen eintreten und 
hierdurch eine Anderung von Beſtimmungen dieſes Staatsvertrags oder eine 
Ergänzung desſelben ſich als nötig erweiſen ſollte, erfolgt dieſe durch Vereinbarung 
zwiſchen den beiderſeitigen Staatsminiſterien. Jedoch kann auf dieſem Wege 
weder eine Erhöhung der im Artikel 5 beftimmten Pauſchvergütung noch eine 
Beſchränkung des Umfangs der Koſten, welche nach Artikel 6 als durch die 
Pauſchvergütung erſetzt zu gelten haben, ſtattfinden. Die Vereinbarung iſt in 
derſelben Weiſe bekannt zu machen wie der Staatsvertrag. 

Zu Urkund deſſen haben die beiderſeitigen Kommiſſare dieſen Vertrag unter⸗ 
zeichnet und ihr Siegel beigedrückt. 

So geſchehen in Berlin, den 18. Juli 1908. 


(L. S.) Julius Peltzer. (L. S.) Dr. Johannes Schmid-Burgk. 
(L. S.) Paul Eckardt. (L. S.) Richard Kühn. 
(L. S.) Felix Buſch. (L. S.) Otto Krippen dorf. 


Schlußprotokoll 
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Staatsvertrage vom 18. Juli 1908. 


Bei Unterzeichnung des Staatsvertrags vom heutigen Tage, betreffend die 
Durchführung der Grundſtückszuſammenlegungen und der damit verbundenen Ab⸗ 
löſungen im Großherzogtume Sachſen durch die Königlich Preußiſchen Auseinander⸗ 
ſetzungsbehörden, find die unterzeichneten Kommiſſare noch über nachſtehende Punkte 
übereingekommen: 

Zu Artikel 1. 


Als Spezialkommiſſare in den Zuſammenlegungsſachen des Großherzog⸗ 
tums ſollen tunlichſt nur zum Richteramte befähigte Beamte Entſcheidungen er⸗ 
gehen laſſen. 

Zu Artikel 3. 


Unter landespolizeilichen Intereſſen find auch ſolche der Landesvermeſſung 
und Kataſtrierung zu verſtehen. 


Zu Artikel 6. 


Nach Abſchluß jeder Zuſammenlegungsſache werden ſeitens der Königlich 
Preußiſchen Auseinanderſetzungsbehörden dem Großherzoglichen Staatsminiſterium 
unentgeltlich zur Verfügung geſtellt werden: 

1. die Urſchrift des Zuſammenlegungsrezeſſes oder plans ſowie auf 
Verlangen je eine Ausfertigung davon für die Unterpfandsbehörde 
(Grundbuchamh, für die Vermeſſungsbehörde (Kataſterbehörde) und für 
die Gemeinde; 

2. die Originalkarte über die Zuſammenlegung ); 

3. vier Vervielfältigungen von dieſer Karte, die auf mechaniſchem Wege 
hergeſtellt fein können; 

4. ſämtliche urſchriftlichen Nachweiſe über die der Originalkarte zu Grunde 
liegenden Längen⸗ und Winkelmeſſungen ſowie die für die Zwecke der 
Kartierung und Flächeninhaltsermittelungen angefertigten Berechnungen. 

In dem Zuſammenlegungsrezeß oder plan oder in einer Beilage 
ſind die alten Grundſtücke, welche in den neuen Plänen ihre Abfindung 
erhalten, mit den entſprechenden ideellen Teilen der Abfindung einzeln 
aufzuführen. 
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Vorſtehende Beſtimmungen follen nach erfolgter Ratifikation des Vertrags 
ſo betrachtet werden, als wären ſie in dem Vertrage mitenthalten. 


So geſchehen in Berlin, den 18. Juli 1908. 


Julius Peltzer. Dr. jur. Johannes Schmid⸗Burgk. 
Paul Eckardt. Richard Kühn. 
Felix Buſch. Otto Krippendorf. 


(Nr. 11187.) Bekanntmachung, betreffend die Ratifikation des zwiſchen Preußen und dem 
Großherzogtume Sachſen abgeſchloſſenen Staatsvertrags vom 18. Juli 1908 
über die Durchführung der Grundſtückszuſammenlegungen und der damit 
verbundenen Ablöſungen im Großherzogtume Sachſen durch die Königlich 
Preußiſchen Auseinanderſetzungsbehörden. Vom 13. April 1912. 


Dr vorſtehend abgedruckte, am 18. Juli 1908 unterzeichnete Staatsvertrag 
zwiſchen Preußen und dem Großherzogtume Sachſen, betreffend die Durchführung 
der Grundſtückszuſammenlegungen und der damit verbundenen Ablöſungen im 
Großherzogtume Sachſen durch die Königlich Preußiſchen Auseinanderſetzungs⸗ 
behörden, iſt nebſt dem gleichfalls vorſtehend abgedruckten Schlußprotokolle vom 
felben Tage ratiftziert worden; der Austauſch der Ratifikationsurkunden iſt am 
30. März 1912 in Berlin erfolgt. 


Berlin, den 13. April 1912. 


Der Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten. 
In Vertretung: 
v. Kiderlen-Waechter. 


Bekanntmachung. 
Nach Voörſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Gefegfamml. S. 357) find 
bekannt gemacht: 
1. der Allerhöchſte Erlaß vom 3. Februar 1912, betreffend die Genehmigung 
des von dem 27. und 28. Generallandtage der Weſtpreußiſchen Landſchaft 
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beſchloſſenen Nachtrags zu dem revidierten Reglement dieſer Landſchaft, 

durch die Amtsblätter 2 a | = 

der Königl. Regierung zu Danzig Nr. 9 S. 67, ausgegeben am 
2. März 1912, 5 5 

der Königl. Regierung zu Marienwerder Nr. 10 S. 119, ausgegeben 
am 7. März 1912, 


der Königl. Regierung zu Bromberg Nr. 9 S. 65, ausgegeben am 
29. Februar 1912, und 


der Königl. Regierung zu Köslin Nr. 9 S. 65, ausgegeben am 
29. Februar 1912; 


das am 3. Februar 1912 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Genoſſen⸗ 
ſchaft zur Regulierung der oberen Czarna in Seesken im Kreiſe Oletzko 
durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Gumbinnen Nr. 10 S. 74, 
ausgegeben am 7. März 1912; 


das am 15. Februar 1912 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Ent⸗ 
wäſſerungsgenoſſenſchaft Bojehnen in Bojehnen im Kreiſe Tilſit durch 
das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Gumbinnen Nr. 12 S. 93, 
ausgegeben am 21. März 1912, 


der Allerhöchſte Erlaß vom 19. Februar 1912, betreffend die Verleihung 
des Enteignungsrechts an die Stadt Cöln für die Anlegung eines Volks⸗ 
parkes, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Cöln Nr. 13 S. 81, 
ausgegeben am 27. März 1912; 


das am 19. Februar 1912 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Melio⸗ 
rationsgenoſſenſchaft der Broekhuyſer Heide in Broekhuyſen im Kreiſe 
Geldern durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Düſſeldorf Nr. 11 
S. 115, ausgegeben am 16. März 1912; 


der Allerhöchſte Erlaß vom 26. Februar 1912, betreffend die Verleihung 
des Enteignungsrechts 


a) an die Kleinbahn⸗Aktiengeſellſchaft Kiel Segeberg für den Bau einer 
Kleinbahn von Kiel (Gaarden) über Wankendorf nach Segeberg, 
einſchließlich der auch der Kleinbahn Kiel Schönberg dienenden 
Gemeinſchaftsanlagen und der Verbindung nach dem künftigen Ver⸗ 
ſchiebebahnhofe der Staatseiſenbahn bei Kiel, und 

p) an die Kleinbahn⸗Aktiengeſellſchaft Kiel-Schönberg in Kiel für die 
Verlegung ihrer Gleiſe zwecks Einführung der Kleinbahn in den 
neuen Gemeinſchaftsbahnhof Kiel (Gaarden), 


durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Schleswig Nr. 13 S. 199, 
ausgegeben am 23. März 1912; | 
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7. der am 11. März 1912 Allerhöchſt vollzogene Nachtrag zu dem Statute 
für den Deichverband Heiligenwalde in den Kreiſen Königsberg und 
Wehlau vom 21. Juli 1906 durch das Amtsblatt der Königl. Regierung 
zu Königsberg Nr. 14 S. 250, ausgegeben am 4. April 1912, 


8. das am 12. März 1912 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Genoſſen⸗ 
ſchaft zur Entwäſſerung des Schwarten Venns in Meſum im Kreiſe 
Steinfurt durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Münſter 
Nr. 13 Sonderbeilage S. 123, ausgegeben am 28. März 1912. 


Redigiert im Bureau des Staatsminiſteriums. — Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 
Beſtellungen auf einzelne Stücke der Preußiſchen Geſetzſammlung und auf die Haupt⸗Sachregiſter (1806 bis 1883 zu 6,25 % 
und 1884 bis 1903 zu 2,40 ) find an die Poſtanſtalten zu richten. „ 


